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(In Anwendung des EU-Vertrags erlassene Rechtsakte)

IN ANWENDUNG VON TITEL V DES EU-VERTRAGS ERLASSENE
RECHTSAKTE

GEMEINSAME AKTION 2008/851/GASP DES RATES

vom 10. November 2008

über die Militäroperation der Europäischen Union als Beitrag zur Abschreckung, Verhütung und
Bekämpfung von seeräuberischen Handlungen und bewaffneten Raubüberfällen vor der Küste

Somalias

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag über die Europäische Union, insbeson­
dere auf Artikel 14, Artikel 25 Absatz 3 und Artikel 28 Ab­
satz 3,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Der Sicherheitsrat der Vereinten Nationen (VN-Sicher­
heitsrat) hat in seiner Resolution 1814 (2008) vom
15. Mai 2008 zur Situation in Somalia die Mitgliedstaa­
ten und Regionalorganisationen aufgefordert, in enger
Abstimmung miteinander Maßnahmen zum Schutz des
Schiffsverkehrs im Zusammenhang mit der Beförderung
und Lieferung humanitärer Hilfsgüter nach Somalia und
mit von den Vereinten Nationen genehmigten Tätigkeiten
zu ergreifen.

(2) Der VN-Sicherheitsrat hat sich in seiner Resolution 1816
(2008) vom 2. Juni 2008 zur Situation in Somalia be­
sorgt über die Bedrohung geäußert, die seeräuberische
Handlungen und bewaffnete Raubüberfälle auf Schiffe
für die Leistung humanitärer Hilfe an Somalia, die Sicher­
heit der der gewerblichen Seeschifffahrt dienenden Schiff­
fahrtswege und die internationale Schifffahrt darstellen.
Der VN-Sicherheitsrat hat insbesondere die Staaten, die
an der Nutzung der der gewerblichen Seeschifffahrt dien­
enden Schifffahrtswege vor der Küste Somalias interes­
siert sind, ermutigt, ihre Maßnahmen zur Abschreckung
seeräuberischer Handlungen und bewaffneter Raubüber­
fälle auf See in Zusammenarbeit mit der Übergangs-Bun­
desregierung zu verstärken und zu koordinieren. Er hat
beschlossen, dass die Staaten, die mit der Übergangs-Bun­
desregierung zusammenarbeiten, nach vorheriger Unter­
richtung des Generalsekretärs durch die Übergangs-Bun­
desregierung, für einen Zeitraum von sechs Monaten ab
dem Datum dieser Resolution in die Hoheitsgewässer
Somalias einlaufen dürfen und alle notwendigen Maßnah­
men zur Bekämpfung seeräuberischer Handlungen und
bewaffneter Raubüberfälle in einer Weise anwenden dür­
fen, die den nach dem einschlägigen Völkerrecht auf Ho­

her See zulässigen Maßnahmen gegen Seeräuberei ent­
spricht.

(3) Der VN-Sicherheitsrat hat in seiner Resolution 1838
(2008) vom 7. Oktober 2008 zur Situation in Somalia
die laufende Planung einer eventuellen Marineoperation
der Europäischen Union (EU) sowie weitere internationale
und nationale Initiativen zur Umsetzung der Resolutio­
nen 1814 (2008) und 1816 (2008) begrüßt und nach­
drücklich die Staaten, die dafür die Ressourcen haben,
aufgefordert, mit der Übergangs-Bundesregierung beim
Kampf gegen seeräuberische Handlungen und bewaffnete
Raubüberfälle auf See gemäß der Resolution 1816 (2008)
zusammenzuarbeiten. Er hat auch alle Staaten und alle
regionalen Organisationen nachdrücklich aufgefordert,
weiterhin im Sinne der Resolution 1814 (2008) zu han­
deln, um die Schiffskonvois des Welternährungspro­
gramms (WEP) zu sichern, was von entscheidender Be­
deutung für die Beförderung der humanitären Hilfe für
die somalische Bevölkerung ist.

(4) Der Rat hat in seinen Schlussfolgerungen vom 26. Mai
2008 seiner Besorgnis über die Zunahme von Überfällen
durch Piraten vor der Küste Somalias Ausdruck verliehen,
die die humanitären Bemühungen und den internationa­
len Seeverkehr in der Region beeinträchtigen und zu fort­
währenden Verletzungen des VN-Waffenembargos füh­
ren. Der Rat begrüßte ferner die Initiativen einiger Mit­
gliedstaaten der EU, den Frachtern des WEP Begleitschutz
zu gewähren. Er betonte, dass eine umfassendere Beteili­
gung der internationalen Gemeinschaft an diesen Begleit­
schutzmaßnahmen erforderlich ist, um die Auslieferung
von humanitärer Hilfe an die somalische Bevölkerung zu
gewährleisten.

(5) Der Rat hat am 5. August 2008 das Krisenmanagement­
konzept für eine Aktion der EU im Hinblick auf einen
Beitrag zur Umsetzung der Resolution 1816 (2008) des
VN-Sicherheitsrates und für den Frieden und die interna­
tionale Sicherheit in der Region gebilligt.
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(6) Am 15. September 2008 hat der Rat seine tiefe Besorgnis
über die Akte der Piraterie und die bewaffneten Raub­
überfälle vor der somalischen Küste bekräftigt und insbe­
sondere bedauert, dass solche Vorfälle in jüngster Zeit
wieder zugenommen haben. In Bezug auf den Beitrag
der EU zur Umsetzung der Resolution 1816 (2008)
des VN-Sicherheitsrates über die Bekämpfung der Pirate­
rie vor der Küste Somalias und zum Schutz – gemäß den
Resolutionen 1814 (2008) und 1816 (2008) – der vom
Welternährungsprogramm (WEP) gecharterten Schiffe auf
dem Weg nach Somalia hat der Rat beschlossen, in Brüs­
sel eine Koordinierungszelle mit dem Auftrag einzurich­
ten, die Überwachungs- und Schutzaktionen zu unter­
stützen, die einige Mitgliedstaaten vor der somalischen
Küste durchführen. Am gleichen Tag hat der Rat einer­
seits einen Durchführungsplan für diese militärische
Koordinierungsmaßnahme (EU NAVCO) und andererseits
eine militärstrategische Option für eine eventuelle Mari­
neoperation der EU gebilligt, für die die Mitgliedstaaten,
die in Anwendung der Resolution 1816 (2008) mit der
Übergangs-Bundesregierung zusammenarbeiten wollen,
ihre militärischen Mittel zur Abschreckung und Bekämp­
fung von seeräuberischen Handlungen und bewaffneten
Raubüberfällen vor der somalischen Küste zur Verfügung
stellen würden.

(7) Am 19. September 2008 hat der Rat die Gemeinsame
Aktion 2008/749/GASP betreffend die militärische Koor­
dinierungsmaßnahme der Europäischen Union zur Unter­
stützung der Resolution 1816 (2008) des Sicherheitsrates
der Vereinten Nationen (EU NAVCO) (1) angenommen.

(8) Mit Beginn der Militäroperation Atalanta werden die der
Koordinierungszelle übertragenen Aufgaben im Rahmen
dieser Gemeinsamen Aktion ausgeführt. Die Koordinie­
rungszelle der EU ist dann zu schließen.

(9) Das Politische und Sicherheitspolitische Komitee (PSK)
wird die politische Kontrolle und die strategische Leitung
der Militäroperation der EU als Beitrag zur Abschreckung
seeräuberischer Handlungen vor der Küste Somalias
wahrnehmen und die entsprechenden Beschlüsse nach
Artikel 25 Absatz 3 des Vertrags fassen.

(10) Nach Artikel 28 Absatz 3 des Vertrags gehen die opera­
tiven Ausgaben mit militärischen oder verteidigungspoli­
tischen Bezügen, die aufgrund dieser Gemeinsamen Ak­
tion entstehen, gemäß dem Beschluss 2007/384/GASP
des Rates vom 14. Mai 2007 über einen Mechanismus
zur Verwaltung der Finanzierung der gemeinsamen Kos­
ten der Operationen der Europäischen Union mit militär­
ischen oder verteidigungspolitischen Bezügen (2) (nachste­
hend „Athena“ genannt) zu Lasten der Mitgliedstaaten.

(11) Nach Artikel 14 Absatz 1 des Vertrags sind die der Eu­
ropäischen Union zur Verfügung zu stellenden Mittel in
Gemeinsamen Aktionen festzulegen. Der finanzielle Be­
zugsrahmen für einen Zeitraum von 12 Monaten für die

gemeinsamen Kosten der EU-Militäroperation stellt den
derzeit besten Schätzwert dar und präjudiziert nicht die
endgültigen Zahlen in einem Haushaltsplan, der gemäß
den in Athena festgelegten Regeln zu verabschieden ist.

(12) Die EU hat der Übergangs-Bundesregierung mit Schrei­
ben vom 30. Oktober 2008 gemäß Nummer 7 der Re­
solution 1816 (2008) ein Angebot übermittelt, das Vor­
schläge für die Wahrnehmung der gerichtlichen Zustän­
digkeiten durch andere Staaten als Somalia in Bezug auf
Personen, die in den Hoheitsgewässern Somalias gefangen
genommen werden, enthält.

(13) Gemäß Artikel 6 des dem Vertrag über die Europäische
Union und dem Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft beigefügten Protokolls über die Position
Dänemarks beteiligt sich Dänemark nicht an der Ausar­
beitung und Durchführung von Beschlüssen und Maß­
nahmen der Europäischen Union, die verteidigungspoliti­
sche Bezüge haben. Dänemark beteiligt sich nicht an der
Durchführung der Gemeinsamen Aktion und mithin
auch nicht an der Finanzierung der Operation –

HAT FOLGENDE GEMEINSAME AKTION ANGENOMMEN:

Artikel 1

Mission

(1) Die Europäische Union (EU) führt eine Militäroperation
zur Unterstützung der Resolutionen 1814 (2008), 1816 (2008)
und 1838 (2008) des Sicherheitsrates der Vereinten Nationen
(VN-Sicherheitsrat) im Einklang mit der genehmigten Aktion im
Fall von seeräuberischen Handlungen in Anwendung der Arti­
kel 100 ff. des Seerechtsübereinkommens der Vereinten Natio­
nen, unterzeichnet am 10. Dezember 1982 in Montego Bay
(nachstehend „VN-Seerechtsübereinkommen“ genannt) und im
Rahmen insbesondere von mit Drittstaaten eingegangenen Ver­
pflichtungen, nachstehend „Atalanta“ genannt, durch, um einen
Beitrag zu leisten

— zum Schutz von Schiffen des WEP, die Lebensmittelhilfe für
die vertriebene Bevölkerung Somalias befördern, im Einklang
mit dem Mandat der Resolution 1814 (2008) des VN-Si­
cherheitsrates;

— zum Schutz von Schiffen, die vor der Küste Somalias fahren
sowie zur Abschreckung, Verhütung und Bekämpfung von
seeräuberischen Handlungen und bewaffneten Raubüberfäl­
len vor der Küste Somalias im Einklang mit dem in der
Resolution 1816 (2008) des VN-Sicherheitsrates festgelegten
Mandat.

(2) Die zu diesem Zweck entsandten Truppen handeln bis zu
500 Seemeilen vor den Küsten Somalias und der Nachbarländer
gemäß dem politischen Ziel einer Marineoperation der EU, wie
es in dem vom Rat am 5. August 2008 gebilligten Krisenmana­
gementkonzept festgelegt ist.

DEL 301/34 Amtsblatt der Europäischen Union 12.11.2008

(1) ABl. L 252 vom 20.9.2008, S. 39.
(2) ABl. L 152 vom 13.6.2007, S. 14.



Artikel 2

Auftrag

Atalanta führt unter den durch das einschlägige Völkerrecht,
insbesondere durch die VN-Seerechtskonvention sowie die Re­
solutionen 1814 (2008), 1816 (2008) und 1838 (2008) des
VN-Sicherheitsrates festgelegten Bedingungen und im Rahmen
der verfügbaren Kapazitäten folgende Aufgaben aus:

a) Gewährung von Schutz für die vom WEP gecharterten
Schiffe, unter anderem durch die Präsenz von bewaffneten
Kräften von Atalanta an Bord dieser Schiffe, insbesondere
wenn sie die Hoheitsgewässer Somalias durchqueren;

b) im Einzelfall bei Bedarf Schutz von Handelsschiffen in den
Gebieten, in denen sie im Einsatz ist;

c) Überwachung der Gebiete vor der Küste Somalias, einschließ­
lich der somalischen Hoheitsgewässer, die Gefahren für mari­
time Tätigkeiten, insbesondere des Seeverkehrs, bergen;

d) Durchführung der erforderlichen Maßnahmen, einschließlich
des Einsatzes von Gewalt, zur Abschreckung, Verhütung und
Beendigung von seeräuberischen Handlungen oder bewaffne­
ten Raubüberfällen, die in den Gebieten, in denen sie präsent
ist, begangen werden könnten;

e) Aufgriff, Festnahme und Überstellung von Personen, die see­
räuberische Handlungen oder bewaffnete Raubüberfälle be­
gangen haben oder im Verdacht stehen, diese Taten began­
gen zu haben, in Gebieten, in denen sie präsent ist, und
Beschlagnahme der Schiffe der Seeräuber oder bewaffneten
Diebe oder der nach einem seeräuberischen Akt oder eines
bewaffneten Raubüberfalls gekaperten Schiffe, sofern diese
sich in den Händen der Seeräuber befinden, sowie der an
Bord befindlichen Güter, im Hinblick auf die eventuelle Straf­
verfolgung durch die zuständigen Staaten unter den Voraus­
setzungen des Artikels 12;

f) Herstellung einer Verbindung zu den Organisationen und
Einrichtungen sowie zu den Staaten, die in der Region zur
Bekämpfung von seeräuberischen Handlungen und bewaffne­
ten Raubüberfällen vor der Küste Somalias tätig sind, insbe­
sondere zu der im Rahmen der Operation „Dauerhafte Frei­
heit“ agierenden Seestreitkraft „Combined Task Force 150“;

Artikel 3

Ernennung des Befehlshabers der EU-Operation

Konteradmiral Phillip Jones wird hiermit zum Befehlshaber der
EU-Operation ernannt.

Artikel 4

Bestimmung des operativen Hauptquartiers der EU

Das operative Hauptquartier der EU befindet sich in Northwood,
Vereinigtes Königreich.

Artikel 5

Planung und Einleitung der Operation

Der Beschluss über die Einleitung der EU-Militäroperation wird
vom Rat gefasst, nachdem der Operationsplan und die Einsatz­
regeln gebilligt wurden und angesichts der Notifizierung des
von der EU nach Nummer 7 der Resolution 1816 (2008) des

VN-Sicherheitsrates abgegebenen Kooperationsangebots durch
die Übergangs-Bundesregierung an den Generalsekretär der Ver­
einten Nationen.

Artikel 6

Politische Kontrolle und strategische Leitung

(1) Unter der Verantwortung des Rates nimmt das PSK die
politische Kontrolle und strategische Leitung der EU-Militärope­
ration wahr. Der Rat ermächtigt das PSK, die entsprechenden
Beschlüsse nach Artikel 25 des Vertrags zu fassen. Diese Er­
mächtigung beinhaltet die Befugnis zur Änderung der Planungs­
dokumente, einschließlich des Operationsplans, der Befehlskette
und der Einsatzregeln. Sie beinhaltet auch die Befugnis, Be­
schlüsse zur Ernennung des Befehlshabers der EU-Operation
und/oder des Befehlshabers der EU-Einsatzkräfte zu fassen. Die
Entscheidungsbefugnis in Bezug auf die Ziele und die Beendi­
gung der EU-Militäroperation verbleibt beim Rat, der vom Ge­
neralsekretär/Hohen Vertreter unterstützt wird.

(2) Das PSK erstattet dem Rat regelmäßig Bericht.

(3) Das PSK erhält vom Vorsitzenden des Militärausschusses
der EU (EUMC) regelmäßig Berichte über die Durchführung der
EU-Militäroperation. Das PSK kann den Befehlshaber der EU-
Operation und/oder den Befehlshaber der EU-Einsatzkräfte ge­
gebenenfalls zu seinen Sitzungen einladen.

Artikel 7

Militärische Leitung

(1) Der EUMC überwacht die ordnungsgemäße Durchfüh­
rung der EU-Militäroperation unter Verantwortung des Befehls­
habers der EU-Operation.

(2) Der EUMC erhält vom Befehlshaber der EU-Operation
regelmäßig Berichte. Er kann den Befehlshaber der EU-Opera­
tion und/oder den Befehlshaber der EU-Einsatzkräfte erforder­
lichenfalls zu seinen Sitzungen einladen.

(3) Der Vorsitzende des EUMC ist erster Ansprechpartner für
den Befehlshaber der EU-Operation.

Artikel 8

Kohärenz der EU-Reaktion

Der Vorsitz, der Generalsekretär/Hohe Vertreter, der Befehlsha­
ber der EU-Operation und der Befehlshaber der EU-Einsatzkräfte
stimmen ihre jeweiligen Tätigkeiten bei der Durchführung dieser
Gemeinsamen Aktion eng miteinander ab.

Artikel 9

Beziehungen zu den Vereinten Nationen, Somalia, den
Nachbarländern und den übrigen Akteuren

(1) Der Generalsekretär/Hohe Vertreter nimmt in enger Ab­
stimmung mit dem Vorsitz die Rolle des ersten Ansprechpart­
ners für die Vereinten Nationen, ihren Sonderorganisationen, die
Regierungen Somalias und der Nachbarländer sowie für die üb­
rigen betroffenen Akteure wahr. Im Rahmen seiner Kontakte
mit der Afrikanischen Union wird der Generalsekretär/Hohe
Vertreter in enger Abstimmung mit dem Vorsitz vom Sonder­
beauftragten der EU (EUSR) für die Afrikanische Union unter­
stützt.
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(2) Auf operativer Ebene fungiert der Befehlshaber der EU-
Operation als Ansprechpartner insbesondere für die Reederver­
bände sowie für die betreffenden Abteilungen des Generalsekre­
tariats der Vereinten Nationen, der Internationalen Seeschiff­
fahrts-Organisation sowie des WEP.

Artikel 10

Beteiligung von Drittstaaten

(1) Unbeschadet der Beschlussfassungsautonomie der EU und
des einheitlichen institutionellen Rahmens und im Einklang mit
den vom Europäischen Rat festgelegten einschlägigen Leitlinien
können Drittstaaten eingeladen werden, sich an der Operation
zu beteiligen.

(2) Der Rat ermächtigt das PSK, Drittstaaten um Beiträge zu
ersuchen und auf Empfehlung des Befehlshabers der EU-Opera­
tion und des EUMC die entsprechenden Beschlüsse über die
Annahme der angebotenen Beiträge zu fassen.

(3) Die Einzelheiten der Beteiligung von Drittstaaten werden
in einer Übereinkunft geregelt, die im Verfahren nach Artikel 24
des Vertrags zu schließen ist. Der Generalsekretär/Hohe Vertre­
ter, der den Vorsitz unterstützt, kann in dessen Namen solche
Übereinkünfte aushandeln. Haben die EU und ein Drittstaat ein
Rahmenabkommen über die Beteiligung dieses Drittstaates an
Krisenbewältigungsoperationen der EU geschlossen, so gelten
dessen Bestimmungen für diese Operation.

(4) Drittstaaten, die einen wesentlichen militärischen Beitrag
zu der EU-Militäroperation leisten, haben hinsichtlich der lau­
fenden Durchführung der Operation dieselben Rechte und
Pflichten wie die an der Operation beteiligten Mitgliedstaaten.

(5) Der Rat ermächtigt das PSK, die entsprechenden Be­
schlüsse über die Einsetzung eines Ausschusses der beitragenden
Länder zu fassen, falls Drittstaaten wesentliche militärische Bei­
träge leisten.

(6) Die Bedingungen der Überstellung von aufgegriffenen
und im Hinblick auf die Strafverfolgung durch die zuständigen
Staaten festgenommenen Personen an einen Drittstaat, werden
anlässlich des Abschlusses oder der Umsetzung der Beteiligungs­
übereinkünfte nach Absatz 3 festgelegt.

Artikel 11

Status der EU-geführten Truppen

Der Status der EU-geführten Truppen und ihres Personals, ein­
schließlich der Vorrechte, Immunitäten und weiterer für die
Durchführung und das reibungslose Funktionieren der Mission
erforderlichen Garantien, die

— im Landgebiet von Drittstaaten stationiert sind,

— in den Hoheitsgewässern oder den Binnengewässern von
Drittstaaten operieren,

wird nach dem Verfahren des Artikels 24 des Vertrags festge­
legt. Der Generalsekretär/Hohe Vertreter, der den Vorsitz unter­
stützt, kann die Einzelheiten in dessen Namen aushandeln.

Artikel 12

Überstellung der aufgegriffenen und festgenommenen
Personen zwecks Wahrnehmung der gerichtlichen

Zuständigkeiten

(1) Personen, die seeräuberische Handlungen oder bewaffnete
Raubüberfälle begangen haben oder im Verdacht stehen, diese
Taten begangen zu haben, und die in den Hoheitsgewässern
Somalias oder auf Hoher See aufgegriffen und im Hinblick auf
die Strafverfolgung durch die zuständigen Staaten festgenom­
men wurden, sowie die Güter, die zur Ausführung dieser Taten
dienten, werden auf Grundlage der Zustimmung von Somalia
zur Ausübung von gerichtlicher Zuständigkeit durch Mitglied­
staaten oder durch Drittstaaten einerseits und andererseits auf
Artikel 105 des VN-Seerechtsübereinkommens, an die

— zuständigen Behörden des Mitgliedstaats oder des an der
Operation teilnehmenden Drittstaats übergeben, unter des­
sen Flagge das Schiff fährt, durch das die Gefangennahme
erfolgte, oder

— sofern dieser Staat seine gerichtliche Zuständigkeit nicht
wahrnehmen kann oder will, an einen Mitgliedstaat oder
an jeden Drittstaat, der seine gerichtliche Zuständigkeit in
Bezug auf diese Personen und Güter wahrnehmen möchte,
übergeben.

(2) Die in Absatz 1 genannten Personen können nur dann an
einen Drittstaat übergeben werden, wenn mit dem betreffenden
Drittstaat die Bedingungen für diese Übergabe im Einklang mit
dem einschlägigen Völkerrecht, insbesondere den internationa­
len Menschenrechtsnormen, festgelegt wurden, um insbesondere
sicherzustellen, dass für niemandem das Risiko der Todesstrafe,
Folter oder jeglicher anderen grausamen, unmenschlichen oder
erniedrigenden Strafe oder Behandlung besteht.

Artikel 13

Beziehungen zu den Flaggenstaaten der geschützten Schiffe

Die Durchführungsbestimmungen für die Präsenz von Einheiten
von Atalanta an Bord von Handelsschiffen, insbesondere von
denjenigen, die vom WEP gechartert wurden, einschließlich der
Vorrechte, Immunitäten und weiterer für die Durchführung und
das reibungslose Funktionieren der Operation erforderlichen Ga­
rantien, werden mit dem Flaggenstaat dieser Schiffe vereinbart.

Artikel 14

Finanzregelung

(1) Die gemeinsamen Kosten der EU-Militäroperation werden
von Athena verwaltet.

(2) Der als finanzieller Bezugsrahmen für die gemeinsamen
Kosten der EU-Militäroperation dienende Betrag beläuft sich auf
8,3 Millionen EUR. Der in Artikel 33 Absatz 3 des Beschlusses
über Athena genannte Prozentsatz des Referenzbetrags beträgt
30 %.
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Artikel 15

Weitergabe von Informationen an die Vereinten Nationen
und andere dritte Parteien

(1) Der Generalsekretär/Hohe Vertreter ist befugt, an die Ver­
einten Nationen und an andere dritte Parteien, die sich an dieser
Gemeinsamen Aktion beteiligen, EU-Verschlusssachen und für
die Zwecke der EU-Militäroperation erstellte Dokumente bis zu
dem für diese dritten Parteien jeweils festgelegten Geheimhal­
tungsgrad unter Einhaltung der Sicherheitsvorschriften des Rates
weiterzugeben (1).

(2) Der Generalsekretär/Hohe Vertreter ist befugt, nicht als
EU-Verschlusssachen eingestufte Dokumente der EU, die die
Beratungen des Rates im Zusammenhang mit der Operation
betreffen und die der Geheimhaltungspflicht gemäß Artikel 6
Absatz 1 der Geschäftsordnung des Rates unterliegen, an die
Vereinten Nationen und andere dritte Parteien, die sich an dieser
Gemeinsamen Aktion beteiligen, weiterzugeben (2).

Artikel 16

Inkrafttreten und Beendigung

(1) Diese Gemeinsame Aktion tritt am Tag ihrer Annahme in
Kraft.

(2) Die Gemeinsame Aktion 2008/749/GASP wird ab dem
Zeitpunkt der Schließung der durch diese Gemeinsame Aktion
eingesetzten Koordinierungszelle aufgehoben. Diese Schließung
erfolgt am Tag der Einleitung der in Artikel 6 dieser Gemein­
samen Aktion genannten Operation.

(3) Die EU-Militäroperation endet 12 Monate nach der Er­
klärung der ersten Einsatzfähigkeit der Operation, unter Vorbe­
halt der Verlängerung der Resolutionen 1814 (2008) und 1816
(2008) des VN-Sicherheitsrates.

(4) Diese Gemeinsame Aktion wird nach der Rückführung
der EU-Truppen entsprechend der gebilligten Planung für die
Beendigung der EU-Militäroperation aufgehoben, und zwar un­
beschadet der einschlägigen Bestimmungen von Athena.

Artikel 17

Veröffentlichung

(1) Diese Gemeinsame Aktion wird im Amtsblatt der
Europäischen Union veröffentlicht.

(2) Die Beschlüsse des PSK betreffend die Ernennungen eines
Befehlshabers der EU-Operation und/oder eines Befehlshabers
der EU-Einsatzkräfte sowie die Beschlüsse des PSK betreffend
die Annahme der Beiträge von Drittstaaten und die Einsetzung
eines Ausschusses der beitragenden Länder werden ebenfalls im
Amtsblatt der Europäischen Union veröffentlicht.

Geschehen zu Brüssel am 10. November 2008.

Im Namen des Rates
Der Präsident
B. KOUCHNER
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(1) Beschluss 2001/264/EG des Rates vom 19. März 2001 über die
Annahme der Sicherheitsvorschriften des Rates (ABl. L 101 vom
11.4.2001, S. 1).

(2) Beschluss 2004/338/EG, Euratom des Rates vom 22. März 2004 zur
Festlegung seiner Geschäftsordnung (ABl. L 106 vom 15.4.2004,
S. 22).


